
,.Beiblatt 

10 A .. B. 
zu 90 J. 

18.März 1954 

Die Anfrage der Abg~ K a n d u t s c h und Genossen, betreffend 

Überprüfung der gesetzmässigan Zusammensetzung der Selbstverwaltung der 

Steiermärkischen Gebietskrankenkasse für Arbeiter und Angestellte, 

beantwortet Bundesminister für soziale Verwaltung Mai seI wie folgtt 

Nach dem in der. ,'.nfrage dargestellten Sachverhalt wurde der WdU­

Fraktion in der .i.rbeiterkammer für Steiermark bei der ~tm 31. März 1953 
erfolgten Entsendung der Versicherungsvertreter und deren Stellvertret\;r 

in die $albstverwaltungskörper der Steiermärkischen Gebietskrankenkassa 

für .lrOO iter und 1J.ngest ellte keine Gelegenhoi ~i~i:!ben, die dem Ergebnis der 

:.rb'-1i terkarnmerwalll 1949 entsprechenden Vorschläge zur Bildung' der Selbst-
I 

v~rwaltungskörper zu ~rstatt~n. Die Entsendung w'xrde nicht auf Grund dos Be-

schlusses des Vorstandes derArb~iterkammer, sondern durch das Kammerbüro 

bdziehungsweise durch den Präsidenten der Kammer durchgeführt. nie WdU­

Fraktion der Arbeiterkammer hätte daraufhin dia Neukons~Qierung der Selbst­

vervm.ltungskörper der Steiermärkiscthen Gebietskrankenkasse beim .imt der 

$tt;;iarmärkischen Landesreeü:ru..vi.g verlangt, diesan Antrag haoojedoch die 

Steiormärk~sche Landesregierung wegen Unzuständigkoit abgewiesen, weshalb 

sich die WdU':'Fraktion imAufsichtswege an das Bundesministerium für soziale 

V-=rwal tung gl';)wun'det hat .. 

nie ... bg. Kandutsch, Kindl und G8nossen stellen ,in der Anfiage den 

',ntrag auf Uberprüfung und Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes. 

Zu der ~nfrage bQehre ich mich, wie folgt stollung zu nehmen: 

Nach § 24bs. 1 1it.'e des Arbaiterkammergesdtzes vOlIl 20. Juli 1945, 

stGB1.Nr. 95, sind die ~'Jb0_itGrknmmern b,;:rufen, VürtretGr in andere Körp~r­

s,chaften und St..:llan zu entsenden oder für solch..: KörpiJrscho.ftun und Stellwn 

BGsetzungsvorschläge zu erstatten, sofern dios duroh besonder~ Gesatze und 

Vorschriften vorg..lsehen 1st. Gemäß § 21 ... bs. 1 des Sozialversicherungs­

Ub~rleitungsgesetzes 1953, BGBl.Nr.99, werden die Versicherungsvertreter 

vom den örtlich und sachlich zuständigen öffentlich-r~chtlichen Interesscn­

vertrotungQn der 1rbeitnehmer und der ~\rb~itguber in die Verwaltungskörper 

der Versicherungsträger antsondet~ Das Sozialversicherungs-tlberleitungsgesetz 
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enthält keine Bestimmung darüber, nach welchen Gesichtspunkten die Inter­

essenvertreturigen (Kammern) die Versicher~svertreter aUlzuwählen haben. 
Die ilu~ahl der Versicherungsvertreter ist daher a.ls eine interne J.\ngalegen­

heit des bet~ffendenaffentlich-rechtlichen Vertretungskörpers anzusehen, 

auf die das Bunde sminia te r1um für soziale Verwaltung mangels eiaer gesetz­

lichen Handhabe kein~ Einflus im Aufsichtswege zu nehmen vermag. 

Die WdU-Fraktion der Arbe1terkammer in steiermark wurde vom ho. 

Bundesministerium 1m Sinnevorsteh~nder Ausführungen unter.riohtet. 

-. ..; .... -.-

105/AB VII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




